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Zahl: A-2024-1335-00453             

 
N  i  e  d  e  r  s  c  h  r  i  f  t  

 
aufgenommen am Freitag, dem 20.12.2024 anlässlich der Sitzung des Gemeinderates der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach, im Sitzungssaal der Marktgemeinde. 

 
 

Anwesend:   Bgm.in Elisabeth Lobnik, Bakk, 9135 Bad Eisenkappel 157 

Vizebgm.in LAbg. Manuela Lobnik, BSc.; 9135 Bad Eisenkappel 185/1 

Vizebgm. LAbg. ÖkR Franz-Josef Smrtnik, 9135 Trögern/Korte 8 

Ing. Jürgen Lamprecht, 9135 Bad Eisenkappel 150/6 

Michael Arbeitstein; 9135 Rechberg 42/2 

Christian Romano, 9135 Bad Eisenkappel  

Harald Persche, 9135 Bad Eisenkappel 127/1 

Evelin Pirčer, 9135 Vellach 64 

Michael Peterschinek; 9135 Vellach 65/2 

Egon Karnitschar; 9135 Ebriach 177 

Gabriel Hribar, 9135 Trögern/Korte 5/2 

Thomas Schadl, 9135 Bad Eisenkappel 141 

Gertraud Urschitz; 9135 Bad Eisenkappel 74 

Heinz Artunjak, 9135 Bad Eisenkappel  

Herbert Kogoj, 9135 Lobnig 20 

Toni Smrtnik, 9135 Ebriach 131 

Markus Korotaj; 9135 Bad Eisenkappel 237/3 

Richard Županc, 9135 Vellach 45/2 

Johannes Jerlich, 9135 Ebriach 156 
 

 
 
 

Entschuldigt abwesend:   
 

Christian Morosz; 9135 Bad Eisenkappell 336 

Majda Furjan-Kutschnig, 9135 Ebriach 125 

Anja Christina Orasche, 9135 Leppen 34 

Denis Smrtnik, 9135 Unterort 11 

Nicole Lamprecht, 9135 Bad Eisenkappel 239 
 

Ersätze: 
 

Egon Karnitschar; 9135 Ebriach 177 

Christian Romano, 9135 Bad Eisenkappel  

Herbert Kogoj, 9135 Lobnig 20 

Gertraud Urschitz; 9135 Bad Eisenkappel 74 

Heinz Artunjak, 9135 Eisenkappel  
        

Weiters anwesend: 
        
AL Christian Sadolschek, BA MSc MA 

Eva Kuchar 
 

Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr 
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 Tagesordnung/dnevni red: 

Bericht der Bürgermeisterin 

Fragestunde 

 
1.   Bestellung des/r Protokollprüfer(s)in 

   Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 
 

2.   Fi-Plan „Sanierung Promenadenweg“ 
   Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 
 

3.   Kassenkredit 2025 
   Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 
 

4.   Förderungsvertrag EVTZ Geopark Karawanken 
   Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

5.   Voranschlag 2025 inkl. mittelf. Ergebnis-, Investitions- und       

  Finanzierungsvorschlag für 2025-2029 
  Berichterstatterin: Vizebgm. in  LAbg. Manuela Lobnik, Bsc 

 

6.   Grundstücksverkauf Trögern, Berichtigung   
     Berichterstatter: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 
 

7.   Verordnung Hundeabgabe  
   Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 
 

8.   Verordnung Wasserbezugsgebühren 
   Berichterstatter: Vizebgm. LAbg. ÖkR Franz Josef Smrtnik 
 

9.   Stellenplanverordnung 2025 
   Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 
 

10. Pflegenahversorgung 
   Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 

 

11. Petition Rotes Kreuz -Leitstelle Neu 
   Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 
 

 

12. Personalangelegenheiten 
   Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 

 

 

 

Bericht der Bürgermeisterin 

 

Fragestunde 

 

Es wird hier die Anfrage des Vizebgm. LAbg. ÖkR Franz-Josef Smrtnik an 

Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk behandelt. Diese Frage wurde auch als 

Aufsichtsbeschwerde bei der Abt. 3 / Gemeindeabteilung eingereicht.  

Inhalt: Nach §48 K-AGO stelle ich Vizebgm.Franz-Josef Smrtnik, an Frau Bgm. 

Lisa Lobnik nachstehende Frage: Warum gibt es für den Abriss des Knezhauses in 

Unterlobnig keinen Gemeinderatsbeschluss, kein Angebot und auch keinen 

Finanzierungsplan? 

 

Die Bürgermeisterin beantwortet die Anfrage wie folgt: Der Inhalt dieser Anfrage 

ist schon seit rund 12 Jahren Inhalt vieler politischer Diskussionen in der 

Gemeinde. Im vergangenen Jahr ist es mit finanzieller Unterstützung von LR 

Daniel Fellner gelungen, das langjährige Problem zu lösen. Dazu gibt es einen 
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Beschluss des Gemeinderates vom 20.07.2023. In diesem wurde der 

Finanzierungsplan für den Erwerb und den Abbruch des Hauses in Unterlobnig 

beschlossen. Die Arbeiten wurden zu einem großen Teil von den Mitarbeitern des 

Bauhofes durchgeführt; des Weiteren wurde ein ortsansässiges 

Erdbauunternehmen, im Rahmen einer Direktvergabe mit den Abbrucharbeiten 

beauftragt.  Mit dieser Maßnahme wird ein wichtiger großer Schritt für die 

Sicherheit der betroffenen Bewohner in diesem Bereich gesetzt.  
 

 

TOP 1 / Bestellung des/r Protokollprüfer(s)in 
Berichterstatterin: Bürgermeisterin Elisabeth Lobnik, Bakk 

 

Als Protokollprüfer für die heutige Sitzung werden Herr Heinz Artunjak (Ersatz) 

und Herr Egon Karnitschar (Ersatz) bestellt.  
 

 

Einstimmig wird dieser Bericht zur Kenntnis genommen . 

 

TOP 2 FiPlan – Sanierung Promenadenweg  
Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 
 

Der Promenadenweg besteht schon seit vielen Jahren und wird bis zum heutigen 

Tag gerne von unseren Kurgästen und der einheimischen Bevölkerung genutzt.                           

Bis dato konnte die Instandhaltung aufgrund des Mangels an finanziellen Mitteln 

nur sehr notdürftig erfolgen.  
 

Da die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach noch über Rest-

Bedarfszuweisungsmittel i.R. aus dem Jahr 2023 für investive Maßnahmen in der 

Höhe von € 12.340,00 verfügt, könnten diese Mittel für die Instandsetzung 

(Baggerarbeiten, Schottern und Walzen) verwendet werden.  
 

 

 

 

 

 
 

 

Finanzierungsplan 
 

Eigenmittel (Bedeckung Rest BZ Mittel i.R. 2023 € 12.300,00 

Summe Investition/Finanzierung  € 12.300,00 
 

Mit einer Gegenstimme wird dieser Antrag beschlossen. 
Gegenstimme: GR Gabriel Hribar 

 
 

TOP 3 Kassenkredit 2025 
Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 
 

Gemeinden dürfen laut dem Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz bis zu 33 Prozent der 

Summe des Abschnittes 92 – öffentliche Mittel- aus dem zweitvorangegangenen 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Finanzierungsplan beschließen.  
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Finanzjahr als Kontokorrentrahmen (=Kassenkredit) aufnehmen. Im Fall der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach wäre dies ein Betrag von rund € 925.700,--. Der 

derzeitige Kassenkredit wurde von Seiten der Posojilnica Bank bis 31.01.2025 

gewährt. Die Höhe belief sich auf € 600.000,--. Um im gesamten Haushaltsjahr 2025 

die Liquidität zu gewährleisten, müsste ein neuerlicher Kassenkredit für den Zeitraum 

01.01.2025 bis 31.01.2026 beschlossen werden. Da die finanzielle Lage im Jahr 2025 

schwer abzuschätzen ist, wäre es sinnvoll, den Kassenkredit für das Jahr 2025 auf € 

700.000,-- zu erhöhen, um evtl. Liquiditätsengpässe zu verhindern. Natürlich wird der 

Rahmen nur im äußersten Bedarfsfall ausgeschöpft.  

 

Es wurde ein Angebot bei der Posojilnica Bank sowie der Raiffeisenbank Eberndorf 

angefordert. Die Angebote unterscheiden sich nicht wesentlich. Aus Sicht der 

Finanzverwaltung wäre der Abschluss des Kassenkredits bei der Posojilnica Bank zu 

bevorzugen, da auch sämtliche Rücklagen bei dieser Bank hinterlegt sind und auch die 

Geschäftszeiten für benötigte Bankwege kundenfreundlicher sind.   
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Antrag: 
 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

das nachstehende Angebot für den Kassenkredit in der Höhe von € 700.000,00 - 

mit einer Laufzeit vom 01.01.2025 bis 31.01.2026 bei der Posojilnica Bank 

beschließen.  
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  Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

TOP 4 Förderungsvertrag EVTZ Geopark Karawanken 
Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

 

Der EVTZ Geopark Karawanken m.b.H möchte in Absprache mit LR Ing. Daniel 

Fellner die Umsetzung des „INTERREG SI-AT Projektes KaraMon“ abwickeln. Da 

die Finanzierung bzw. die Förderung über EU-Mittel erfolgen soll, ist eine 

Vorfinanzierung erforderlich. Es wurde die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach als 

durchführende Gemeinde ausgewählt. Die Vorfinanzierung soll als Darlehen 

abgewickelt werden. Die Darlehensgeberin (Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach) 

bekommt € 500.000,00 in Form eines Überbrückungskredits des Landes und gibt diese 

in zwei Tranchen (€ 250.000,00 im Jahr 2024 und € 250.000,00 im Jahr 2025) an den 

EVTZ Geopark Karawanken m.b.H. weiter. Die Refinanzierung erfolgt in drei 

Teilbeträgen in der Höhe von € 200.000,00 in den Jahren 2026 und 2027 und dem 

Restbetrag von € 100.000,00 im Jahr 2028 über die Marktgemeinde Eisenkappel-

Vellach.  



 

Niederschrift der GR-Sitzung v. 20.12.2024                                              6 

 

Von Seiten des Geschäftsführers wurde eine Projektbeschreibung vorgelegt, welche 

einen Bestandteil des Vertrags darstellt. 

Der Gemeinde entstehen also keine Kosten, da sie nur zwischenfinanzierende 

Institution ist. 

Dieser Punkt wurde bereits im Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus 

behandelt. Da es zu diesem Zeitpunkt aber noch erhebliche Unklarheiten gab wurde 

seitens der Verwaltung mit Unterstützung des Landes ein neuer Förderungsvertrag (im 

Sitzungsvortrag verfügbar), welcher die oben ausgeführten Punkte beinhaltet, 

ausgearbeitet. Aufgrund der erheblichen Abweichungen zwischen der Version im 

Ausschuss und der aktuellen stellt den Antrag an den Gemeinderat nun der 

Gemeindevorstand in der aktuellsten Version. 

 

 

 

 

 

 

  

F Ö R D E R U N G S V E R T R A G 

 

 

abgeschlossen zwischen der 

 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach/Tržna občina Železna Kapla-Bela, 

vertreten durch die Bürgermeisterin Frau Elisabeth Lobnik, Bakk. 

9135 Bad Eisenkappel 260, 

 

............................................................................................................................ 

in der Folge kurz „FÖRDERUNGSGEBERIN“ genannt 

 

UND 

 

EVTZ GEOPARK KARAWANKEN m.b.H 

Hauptplatz 7 

A-9135 Bad Eisenkappel 

 

............................................................................................................................ 

in der Folge kurz „FÖRDERUNGSWERBER“ genannt 

 

 

 

Antrag: 
 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge nachstehenden Förderungsvertrag mit dem EVTZ Geopark Karawanken 

m.b.H., beschließen:  
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1. *Gegenstand des Förderungsvertrages: 
 

Gegenstand dieses Vertrages ist die Förderung der nachstehend umschriebenen 

Maßnahme unter den nachstehend umschriebenen Voraussetzungen: 

 

Der EVTZ Geopark Karawanken m.b.H möchte in Absprache mit LR Ing. Daniel 

Fellner die Umsetzung des „INTERREG SI-AT Projektes KaraMon“ abwickeln. Da die 

Finanzierung bzw. die Förderung über EU-Mittel erfolgen werden soll, ist eine 

Vorfinanierung erforderlich. Es wurde die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach als 

durchführenden Gemeinde ausgewählt. Die Vorfinanzierung soll als Darlehen 

abgewickelt werden. Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach bekommt € 500.000,00 

und gibt diese in zwei Tranchen (€ 250.000,00 im Jahr 2024 und € 250.000,00 im 

Jahr 2025) an den EVTZ Geopark Karawanken m.b.H. weiter. Die Refinazierung 

erfolgt in drei Teilbeträgen in der Höhe von € 200.000,00 in den Jahren 2026 und 

2027 und dem Restbetrag von € 100.000,00 im Jahr 2028 über die Marktgemeinde 

Eisenkappel-Vellach. Von Seiten des Geschäftsführers wurde eine 

Projektbeschreibung vorgelegt, welcher eine Bestandteil des Berichtes darstellt und 

wie folgt lautet:  

 

INTERREG SI-AT Projekt KaraMon 
 

Verbesserung der Widerstandsfähigkeit gegen Naturkatastrophen im 

Geopark Karawanken durch die Entwicklung eines gemeinsamen digitalen 

Monitoring-  Kommunikations-, Präventions- und Interventionsnetz. 
 

Das gesamte Programmgebiet war speziell in den letzten 10 Jahren von intensiven 

Unwettern betroffen. Windbrüche, Eisregen, Starkregenereignisse verbunden mit 

100-jährlichen Hochwasserereignissen und massiven Erdrutschen sowie Waldbrände 

prägen speziell den direkten Grenzraum des Projektgebietes. 

 

Eine solche, enorm betroffene Grenzregion stellt der Geopark Karawanken dar, im 

welchem massive Herausforderungen beim Auftreten der genannten Unwetter im 

gesamten Gebiet des Geoparks, auf beiden Seiten der Grenze auftreten. 

 

Das übergeordnete Ziel des Vorhabens ist es durch ein spezifisch eingerichtetes 

Monitoringsystem, durch verbesserte grenzüberschreitende Kommunikation zwischen 

den Krisenstäben der Gemeinden und der einzelnen Einsatzorganisationen eine 

bessere Katastropheneinschätzung bzw. in weiterer Folge -vorwarnung zum Schutz 

der Bevölkerung herzustellen.  

 

Pilotmaßnahmen sollen dabei die bessere Risikoeinschätzung auf Grundlage 

wissenschaftlich und fachlich verbesserter Modellierungen ermöglichen, die 

Kommunikation im Katstrophenfall und somit die bilaterale Hilfe stärken inklusive 



 

Niederschrift der GR-Sitzung v. 20.12.2024                                              8 

 

Früherkennung der Krisensituation, sowie Entwicklung von reaktions- und 

Hilfsprotokollen samt eines Entwurfes zur besseren bilateralen 

Naturkatastrophenintervention.  

Das Projekt verfolgt sowohl Unwetterprävention, durch die Risikoeinschätzung im 

Arbeitspaket 1, als auch effektivere Unwetterintervention, durch die gezielte 

Ressourceneverstärkung bei den Feuerwehren auf die neuen, flächendeckenden 

Herausforderungen in AP2. Weiters wird in AP3 die strategiepolitische Verbesserung 

der künftigen effektiven Präventions- und Interventionsmaßnahmen angestrebt. Dies 

soll durch die in diesem Projekt besondere Kooperation aus lokaler 

Entscheidungsebene (Gemeinden und Feuerwehren), mit nationaler und regionaler 

Einbindung der betroffenen Fachebenen geschehen. 

Die Herangehensweise des Projektes fußt vor allem auf Basis der Erfahrungswerte 

der letzten Naturkatstrophenereignisse im Geoparkgebiet, in welcher die Intention 

verfolgt wird die Riskoseinschätzungsmodellierung beider Seiten mit einander zu 

verknüpfen und mit zusätzlichen Detaildaten aus dem Gebiet eine bessere 

Einschätzung zu ermöglichen. Viele Unwetter, haben im Gebiet des Geoparks ihren 

Ausgang in geografischen Lagen, welche ohne Referenzdatenmessung ausgestattet 

sind, speziell in Grenznähe. Durch gezieltere Lukrierung von zusätzlichen 

Wetterdaten und Erdrutschdaten, sowie Zusammenführung der Modellierungen 

werden bessere Einschätzungen erwartet, die langfristig auch ein Frühwarnsystem 

ermöglichen sollten.  

Den Aufbau eines bilateralen Krisenkommunikationsnetzwerkes samt Entwurf eines 

grenzüberschreitenden Einsatzkorridors stellen zudem zusätzliche Innovationen in 

der bilateralen Kooperation zu Klimawandelanpassungsmaßnahmen dar. 

 

Leadpartner: 

EVTZ Geopark Karawanken m.b.H. 

 

Projekt Partner: 

Geološki zavod Slovenije 

GeoSphere Austria 

RRA KOROŠKA regionalna razvojna agencija za Koroško regijo d.o.o. 

 

Dauer: 1.11.2024 – 31.10.2027 

Genehmigter EFRE-Beitrag: € 1.549.319,61  

Gesamtbudget: € 1.936.649,52 

 

 

 

2. *Art und Höhe der Förderung: 

Die gewährte Förderung für die unter Punkt 1 beschriebene Maßnahme beträgt  

€ 500.000,00 
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3. *Finanzierungsplan: 

 

3.1. Der Förderungswerber bestätigt die Aufbringung der nachstehend im 

Finanzierungsplan dargestellten Geldmittel: 

 

 
 

Zur Zwischenfinanzierung werden insgesamt € 500.000,00 in Form von 

Bedarfszuweisungsmittel außerhalb des Rahmens der Förderwerberin gewährt.  

Die Auszahlung der Mittel erfolgt zu je € 250.000,00 in den Jahren 2024 und 2025.  

 

3.2. Das Zustandekommen des Vertrages ist dadurch aufschiebend bedingt, dass 

der Förderungswerber der Förderungsgeberin alle Zuwendungen schriftlich 

mitteilt, die er für die vertragsgegenständliche Maßnahme in den letzten fünf 

Jahren vor Abschluss dieses Vertrages aus öffentlichen Mitteln (unter 

Einschluss von Mitteln der Europäischen Union) erhalten hat, um deren 

Gewährung angesucht worden ist, sowie um deren Gewährung der 

Förderungswerber noch ansuchen will. Stellt der Förderungswerber später ein 

zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Vertrages noch nicht geplantes 

Förderungsansuchen oder erhält er eine Förderung, hat er auch das der 

Förderungsgeberin unverzüglich mitzuteilen. Mitteilungspflichtige 

Zuwendungen sind auch dem Förderungswerber individuell gewährte 

Steuerbefreiungen und –Erleichterungen sowie Entlastungen von anderen 

öffentlichen Lasten. 
 

4. *Europarecht: 

 

Die Parteien halten fest, dass es sich bei der im gegenständlichen Vertrag 

festgehaltenen Maßnahme um keine Beihilfe im Sinne des Artikel 107 Abs. 1 AEUV 

handelt. Die Förderungswerberin bestätigt in diesem Zusammenhang ausdrücklich, 

dass es sich um eine Zwischenfinanzierung handelt, welche zu 100% der 

Fördergeberin refundiert wird.  
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5. Durchführung: 

 

5.1. *Der Förderungswerber verpflichtet sich, bei Vorliegen der Voraussetzungen 

des § 4 Abs 2 Bundesvergabegesetz 2018 – BVergG die Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes im Oberschwellenbereich einzuhalten.  

 

5.2. Bei allfälligen Änderungen der dem Vertrag zu Grunde liegenden Maßnahme 

ist vor Durchführung der Maßnahme die schriftliche Zustimmung der 

Förderungsgeberin einzuholen. Die im Förderungsvertrag festgelegten 

Termine sind strikt einzuhalten. 

 

5.3. Der Förderungswerber verpflichtet sich, der Förderungsgeberin unverzüglich 

alle Ereignisse mitzuteilen, welche die Durchführung der geförderten Leistung 

verzögern oder unmöglich machen oder eine Abänderung gegenüber dem 

Förderungsansuchen oder der vereinbarten Bedingungen erfordern würden. 

 

5.4. Der Förderungswerber leistet Gewähr dafür, dass er die für die Durchführung 

der Leistung erforderlichen Befähigungen besitzt. Handelt es sich um eine 

juristische Person gilt dies entsprechend für deren Organe. 

 

5.5. Der Förderungswerber verpflichtet sich, das Gleichbehandlungsgesetz zu 

beachten. 

 

6. Auszahlung und Rückerstattung: 

 

6.1. Die Auszahlung erfolgt in den Jahren 2024 und 2025 zu je € 250.000,00. 

6.2. Der Förderwerber verpflichtet sich, die gegenständliche Förderung in den 

Jahren 2026 bis 2028 wie folgt an die Fördergeberin zu refundieren: 

 

2026    € 200.000,00 

2027    € 200.000,00 

2028    € 100.000,00 

 

6.3. Die Rückzahlung erfolgt aus den für das gegenständliche INTERREG 

Projekt KaraMon lukrierten EFRE-Fördermittel.  

6.4. Unabhängig von der tatsächlich gewährten EU-Förderung verpflichtet 

sich die Förderungswerberin die Bedarfszuweisungmittel außerhalb des 

Rahmens jedenfalls in den unter Punkt 6.2. angeführten Jahren an die 

Förderungsgeberin zu refundieren. 
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7. Einstellung und Rückerstattung: 

 

7.1.  *Über Aufforderung der Förderungsgeberin hat der Förderungswerber 

innerhalb von vier Wochen die gewährten Förderungsmittel gänzlich oder 

teilweise, bei Verzinsung vom Tag der Auszahlung mit 4 vH über dem 

Basiszinssatz, zurück zu erstatten, wenn  

 

a) Fördermittel trotz Nichteintritts einer vereinbarten Bedingung ausbezahlt 

worden sind; 

 

b) die Förderungsgeberin oder deren Beauftragte über wesentliche 

Umstände unrichtig oder unvollständig informiert worden sind; 

 

c) die geförderte Maßnahme nicht, nicht vereinbarungsgemäß oder nicht 

rechtzeitig durchgeführt worden ist; 

 

d) die Fördermittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden 

sind; 

 

e) wenn sonstige Förderungsvoraussetzungen nicht, nicht 

vereinbarungsgemäß oder (trotz schriftlicher qualifizierter Mahnung und  

 

Setzung einer angemessenen Nachfrist) nicht rechtzeitig erfüllt worden 

sind; 

 

f) die Voraussetzungen für die Gewährung der Fördermittel nachträglich, 

wenn auch nur teilweise, entfallen sind; 

 

g) über das Vermögen des Förderungswerbers vor Beendigung der 

Durchführung der Maßnahme oder vor Erfüllung sämtlicher 

Förderungsvoraussetzungen ein Insolvenzverfahren eröffnet bzw die 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels kostendeckenden 

Vermögens abgewiesen worden ist; 

 

h) der Betrieb des Förderungswerbers vor Erfüllung sämtlicher 

Förderungsvoraussetzungen dauernd eingestellt worden ist; 

 

i) vorgesehene Berichte nicht erstattet, Nachweise nicht beigebracht oder 

erforderliche Auskünfte nicht erteilt worden sind, sofern eine schriftliche, 

entsprechend befristete und den ausdrücklichen Hinweis auf die 

Rechtsfolgen enthaltende Mahnung erfolglos geblieben ist; 

 

j) vom Förderungswerber Überprüfungen be- oder verhindert worden sind; 
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k) der Förderungswerber Ereignisse, welche die Durchführung der 

geförderten Maßnahme verzögern oder unmöglich machen oder eine 

Änderung der Förderungsbedingungen im Sinn von Punkt 5.6 

erforderlich machen würden, nicht rechtzeitig mitgeteilt hat; 

 

l) der Förderungsgeber gegen die Verpflichtungen aus Punkt 9. 

(Rechtsnachfolge) verstößt; 

 

m) die Richtigkeit der Endabrechnung innerhalb der 7-jährigen 

Aufbewahrungsfrist nicht mehr überprüfbar ist, es sei denn, dass die 

Unterlagen aus Gründen, die nicht der Sphäre des Förderungswerbers 

zuzuordnen sind oder auf Grund höherer Gewalt (z.B. Naturkatastrophen 

oder Brand) verloren gegangen sind; 

 

n) die ausdrückliche schriftliche Zustimmung zur Datenübermittlung nach 

der Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO, Verordnung (EU) 2016/679 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 und 

nach dem Datenschutzgesetz – DSG, schriftlich widerrufen worden ist; 

 

o) wenn dies aus gemeinschaftsrechtlichen Gründen geboten ist, 

insbesondere, weil die Förderung gegen das EU-Beihilfeverbot verstößt. 

Das gilt nicht nur, wenn einer Förderung die Genehmigung der 

Kommission versagt wird oder sie nicht einem genehmigten 

Förderprogramm entspricht, 

 

p)  sondern auch dann, wenn eine Förderung entgegen der 

Notifizierungspflicht gemäß Art 108 Abs 3 AEUV zugesagt oder gewährt 

worden ist oder 
 

q) wenn Fördermittel aus welchen Gründen auch immer nicht verbraucht 

worden sind. 
 

7.2. *Tritt einer der oben (7.1) angeführten Sachverhalte ein, so erlischt 

gleichzeitig die Zusicherung hinsichtlich der noch nicht ausbezahlten 

Förderung. 
 

7.3. Von einer Einstellung und Rückerstattung der Fördermittel kann trotz 

Insolvenzverfahren in den Fällen der Vorlage eines Sanierungsplanes oder 

einer Veräußerung abgesehen werden, wenn der Sanierungsplan von den 

Gläubigern angenommen und vom Gericht bestätigt wird und trotz Annahme 

und Bestätigung des Sanierungsplanes bzw. der Veräußerung die Erreichung 

des Förderungszieles nicht gefährdet scheint. Auf die Anmeldung einer 

Forderung im Insolvenzverfahren darf von der Förderungsgeberin nicht 

verzichtet werden. 
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8. Abtretung, Anweisung oder Verpfändung: 

 

Der Förderungswerber verpflichtet sich, weder durch Abtretung, Anweisung oder 

Verpfändung noch auf andere Weise über die gewährte Förderung zu verfügen. 

 

9. Haftungsausschluss: 

 

Eine Haftung der Förderungsgeberin wegen allfälliger Verletzungen dieses Vertrages 

und für vor dem Vertragsabschluss getätigte Äußerungen oder Zusicherungen wird 

auf grobes Verschulden beschränkt. 

 

10. *Datenschutz: 

 

10.1. Der Förderungswerber erklärt seine ausdrückliche Zustimmung gemäß 

Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO, Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 sowie gemäß 

Datenschutzgesetz – DSG, BGBl. I Nr. 165/1999, idgF, dass alle im Ansuchen 

um Gewährung von Fördermitteln enthaltenen sowie bei der Abwicklung und 

Kontrolle der Förderung anfallenden, personenbezogenen und 

automationsunterstützt verarbeiteten Daten 

 

a) den zuständigen Landesstellen, dem Landesrechnungshof, dem 

Rechnungshof der Republik Österreich und den Organen der EU für 

Kontrollzwecke übermittelt werden dürfen und 

 

b) Dritten zum Zwecke der Erstellung der notwendigen wirtschaftlichen 

Analysen und Berichte (zB Evaluierungen) über die Auswirkungen der 

Förderung – unter Wahrung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen – 

überlassen werden dürfen. 

 

10.2.  Der Förderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Förderungsabwicklung 

die ermittelten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des 

Transparenzdatenbankgesetztes 2012 – TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99, idgF, zu 

übermitteln und Daten, wenn sie zur Gewährung, Einstellung oder 

Rückforderung der Förderung erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank 

abzufragen. 

 

11. Rechtswahl und Gerichtsstand: 

 

Dieser Vertrag unterliegt österreichischem Recht mit Ausnahme des UN-Kaufrechtes 

und der Verweisungsnormen des Internationalen Privatrechts. Ausschließlicher 

Gerichtsstand aus allen sich aus dem gegenständlichen Vertrag und der Gewährung  
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der Förderung entstehenden Rechtsstreitigkeiten, beinhaltend auch 

Rechtsstreitigkeiten über die Gültigkeit bzw. das rechtmäßige Zustandekommen des 

gegenständlichen Vertrages, ist das jeweils sachlich zuständige Gericht für 

Völkermarkt. 

 

12. *Allgemeine Bestimmungen: 

 

12.1. Dieser Vertrag wird in zwei Gleichschriften ausgefertigt, wovon je eine 

Gleichschrift der Förderungswerber und die Förderungsgeberin erhalten. 

 

12.2. Abänderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 

 

....................................................., am ....................   

 

 

Fertigung durch die Gemeinde: 

     

BGMin 

......................................................... 

 

 

      GV..............................................................

  

 

 

      GR.............................................................. 

 

 

 

Beschluss des Gemeinderates vom ....................., Zahl: .......................................... 

 

 

Fertigung durch den Förderungswerber: 

  

 

      .................................................................. 

  

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 

 



 

Niederschrift der GR-Sitzung v. 20.12.2024                                              15 

 

TOP 5 Voranschlag 2025 inkl. mittelf. Ergebnis-, Investitions- und 

Finanzierungsvorschlag für 2025-2029 
Berichterstatterin: Vizebgm. in  LAbg. Manuela Lobnik, Bsc 

 

Der Voranschlag stellt die Budgetplanung für das Haushaltsjahr 2025 dar. Als 

Grundlage für den Entwurf des Voranschlages 2025 wurden die Budgetdaten des 1. 

Nachtragsvoranschlages 2024 sowie der vorläufige Rechnungsabschluss 2024 

herangezogen.  

 
1. Ergebnis- und Finanzierungsnachtragsvoranschlag: 
 
Die Erträge und Aufwendungen werden in Summe wie folgt festgelegt 
(Ergebnisvoranschlag): 
 

Erträge: € 7.339.300,00 

Aufwendungen:  €  7.461.300,00 

 

Entnahmen von Haushaltsrücklagen: €  238.600,00 

Zuweisung an Haushaltsrücklagen: € 0,00 

 

 

Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen: €  116.600,00 

 

 

Die Einzahlungen und Auszahlungen werden in Summe wie folgt festgelegt: 

 

Einzahlungen: €  7.858.300,00 

Auszahlungen:  €  8.438.400,00 

 

Geldfluss aus voranschlagswirksamer Gebarung: €  -580.100,00 
 
 

Aufgrund der Begutachtung des Entwurfes zum Voranschlag 2025 am 03.12.2024 

wurde von Seiten der Revision nachstehend das Ergebnis der Begutachtung nach 

Durchführung der Korrekturen bekanntgegeben: 
 
Zusammenfassend sehen die einzelnen Salden für den Gesamthaushalt sowie für die 
Gebührenhaushalte wie folgt aus: 
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Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach weist in der operativen (laufenden), 

hoheitlichen Gebarung für das Jahr 2025 unbedeckte Aufwendungen/Auszahlungen in 

Höhe von € -264.400,-- aus, welche aus gemeindeeigenen Einnahmen nicht bedeckt 

werden können. 

 

Ergänzend darf seitens der Aufsichtsbehörde festgestellt werden, dass die 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach ohne Veranschlagung der Global-BZ 2025 in 

Höhe von € 629.900,-- eine Unterdeckung des operativen Budgets 2025 in Höhe 

von € -894.300,--  ausweisen würde.  

 

Aufgrund der erforderlichen Bedeckung der Ausgaben in der laufenden Gebarung 

2025 wird es der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach künftig nicht bzw. nur sehr 

eingeschränkt möglich sein, neue investive Maßnahmen durch anteilige Eigenmittel 

kozufinanzieren bzw. umzusetzen.  

 

Weiters wird festgehalten, dass im Gebührenhaushalt „Betriebe der Müllbeseitigung“ 

(Fonds 8520) die finanzielle Situation im bzw. mit Rechnungsabschluss 2024 zu 

prüfen bzw. zu evaluieren und demnach erforderliche Maßnahmen zu setzen sind!  

 

Gem. § 38 K-GHG Abs. 2 ist eine zweckgebundene Zahlungsmittelreserve (ZMR) 

anzusammeln. Bei Berücksichtigung des voraussichtlichen Ergebnisses RA 2024 und 

dem Planergebnis VA 2025 wird sich diese bestehende ZMR jedoch gänzlich auflösen. 

Für künftige erforderliche Reinvestitionen ist damit keine Bedeckung gegeben. 

 

Die o.a. Berechnungstabelle sowie die o.a. Feststellungen sind verpflichtend in 

den textlichen Erläuterungen zum VA 2025 aufzunehmen und dem Gemeinderat 

vorzulegen. 
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2. Beschreibung des Standes und der Entwicklung des Haushaltes: 

 

Die vom Land vorgegebenen Werte für Transferleistungen, für bevorstehende 

Einnahmen (Ertragsanteile, Finanzzuweisungen etc.) sowie die beabsichtigten 

Planungen wurden eingebaut. 

 

Grundlegend kam es in folgenden Bereichen zu Veränderungen, die mehrere Ansätze 

betreffen: 

 

Personalkosten 
Der Entwurf des Voranschlages 2025 beinhaltete keine Lohnerhöhung, da zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Einigung bei den Verhandlungen erzielt wurde. Bei der 
Begutachtung am 03.12.2024 wurde von Seiten der Revision mitgeteilt, dass die 
Lohnkosten um 4 % zu erhöhen sind, welche auch nachträglich eingebaut wurden. Die 
Anpassung der Löhne (Politik, Verwaltung, Kindergarten, Hort, Bauhof, Freibad und 
Kanal) ergibt Mehrkosten in der Höhe von € 55.200,00.  
 
Heuer wurden erstmals die Benchmarkzahlen nicht mehr angewendet und die 
Einsparungen quer durch den gesamten Haushalt vorgenommen.  
 

Vereinsförderungen 
Die Vereinsförderungen, welche vorher als freiwillige Leistungen innerhalb der 
Benchmark gesehen wurden, waren mit dem Voranschlag 2025 zu streichen. Die 
Gesamtsumme beläuft sich auf rund € 10.400,00 und kann nur mittels                                         
1. Nachtragsvoranschlag 2025 bei positiver Entwicklung der Einnahmen wieder ins 
Budget aufgenommen werden.  
 

Umlagen  
Die Umlagenbelastungen treffen uns im Voranschlag 2025 auch wieder enorm. Um 
diese Belastungen in Zukunft noch tragen zu können, bedarf es einer Grundsatzlösung 
auf höchster politischer Ebene, zumal alle Gemeinden unter dieser enormen Belastung 
leiden. Die entsprechenden Zahlen werden noch in den einzelnen Abschnitten genauer 
erläutert.   
 

Energie 
Die Stromkosten wurden auf Grundlage des Nachtrages, welcher vier 
Akontozahlungen beinhaltet, berechnet. Die Endabrechnung wird mit Ende des Jahres 
erfolgen und somit könnte es mit den 1. Nachtragsvoranschlag 2025 noch zu 
Änderungen kommen.  
 

Außerordentliche Projekte 
Außerordentliche Vorhaben wie der Ankauf des FF Autos mit Waldbrandequipment 
für die Feuerwehr Bad Eisenkappel (Teilzahlungen), die Projekte Wiederverleihung 
ABA/ARA Eisenkappel-Vellach, Ortskernbelebungskonzept, Flaniermeile“,  
 
Baulandmodell Rechberg, Umbau Recyclinghof und die Förderung des EVTZ 
Geopark Karawanken (Darlehensvertrag) wurden in den Voranschlag eingearbeitet. 
Bei den mehrjährigen Projekten im Fonds der Straßen (61201 – 612012) kommt es im 
Rechnungsabschluss 2024 zu Abschlüssen. Abschreibungen, welche noch in diesen 
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Abschnitten im Jahr 2025 vorgenommen werden, sollen mittels Nachtragsvoranschlag 
2025 auf einem Fondsabschnitt zusammengefasst werden.  
 
Ergänzend ergaben sich in den einzelnen Fonds (Abschnitten) folgende wesentliche 
Veränderungen und Abweichungen zum 1. Nachtragsvoranschlag 2024 
(Berücksichtigung ab € 5.000,00 Differenz): 
 

Fonds 010000 – Zentralamt 

Hier wurden im gesamten Abschnitt Streichungen (GWG, Büromittel, Druckwerke, 
Rechtsaufwand, Reisegebühren und Kosten für Schulungen) in der Höhe von € 
10.100,00 vorgenommen.  
 

Fonds 031010 – Maßnahmen Ortskernbelebung (Amt für Raumordnung und 

Raumplanung) 

Die zugesicherten Bedarfszuweisungsmittel a.R. aus dem Jahr 2024 für den 
Entscheidungsprozess „Hotel Obir“ Baukulturförderung, wurde im Jahr 2024 nicht 
abgerechnet und somit in den Voranschlag 2025 eingebaut.  
 

Fonds 211000 – Volksschule Bad Eisenkappel 

Der vorgesehene Ankauf von Smart-Boards für die Volksschule Bad Eisenkappel in 
der Höhe von € 8.400,00 wurde gestrichen.  
 

Fonds 232000– Schülerbetreuung (Schülertransport) 

Hier wurde der tatsächliche Zahlfluss aus der Jahresrechnung 2023 herangezogen. Bei 
diesem Fonds wurden die Ausgaben um € 3.500,00 auf ein Budgetvolumen von                     
€ 15.000,00 erweitert.    
 

Fonds 390000– Kirchliche Angelegenheiten 

Die Bedarfszuweisung a.R. für die Außenrestaurierung des Kirchenschiffes der 

Pfarrkirche in der Höhe von € 25.000,00 wurde heuer nicht abgerufen und somit 

wieder in den Voranschlag 2025 eingebaut.  

 

Fonds 411000 – Maßnahmen der allgemeinen Sozialhilfe 

Die Kopfquote des Landes wurde im Vergleich zum Voranschlag 2024 um € 
78.100,00 auf nunmehr € 947.400,00 erhöht. Eine Berichtigung nach oben erfolgte 
bereits mit dem 1. NVA 2024. 
 

Fonds 56000 – Betriebsabgangsdeckung 

Die Betriebsabgangsdeckung, welche als Umlage vorgeschrieben wird, wurde mit 
einem Betrag von € 430.400,00 budgetiert.  
 

Fonds 612000 – Gemeindestraßen 

Bei den Gemeindestraßen gilt ab 2025 keine Benchmarkzahl und somit wurde die 
Instandhaltung um € 10.000,00 gekürzt und wir müssen im Jahr 2025 mit einem 
Budget von € 40.000,00 das Auslangen finden.  
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Fonds 710100 – Land- und Forstw. Wegebau (Hochobirstraße) 

Die Hochobir Mautstraße darf ab der Umstellung im Jahr 2020 nicht mehr als 
Gebührenhaushalt geführt werden. Negative Salden wirken sich im operativen 
Haushalt aus. Somit wurden bei diesem Fonds ausgabenseitig € 5.300,00 gestrichen.  
 

Fonds 742000 – Produktionsförderung 

Dieser Bereich betrifft die Tierförderungen (Deminimis, Bestäubungsprämien, Ankauf 
von Widdern, Katzenkastrationen, etc.) Hier mussten insgesamt € 5.400,00 eingespart 
werden.  
 

Fonds 771010 – Maßnahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs (EVTZ 

Geopark) 

Grundlage für die Budgetierung ergibt sich aus dem Fördervertrag für den 

Darlehensvertrag in der Höhe von € 500.000,--,  wobei € 250.000,00 im Jahr 2025 ein- 

und ausgabenseitig fließen sollen.  

 

Fonds 82000  – Wirtschaftshöfe 

Ab dem Voranschlag 2024 ist der Wirtschaftshof der Gemeinden nicht mehr als 
Gebührenhaushalt zu führen und somit erfolgt eine Saldobereinigung nur bei den 
anderen Betrieben mit marktbestimmter Tätigkeit (Fonds 8500, 8510,8520, 8530-
8538). Laut aufsichtsbehördlicher Mitteilung der Abteilung 3 ist aber der Fonds 8200 
kostendeckend zu führen. Dies kann im Jahr 2025 nicht erreicht werden. Durch die 
Revision wurden Ausgaben im gesamten Abschnitt in der Höhe von € 9.400,00 
verringert.  
 

Fonds 850000 bis 852000– Betriebe der Wasserversorgung, Abwasser- und 

Müllentsorgung 

Die Gebührenhaushalte weisen im Ergebnishaushalt - Saldo 0 bereinigte Ergebnisse 
auf: 
85000 Wasserversorgung € 56.900,00 
85100 Abwasserentsorgung € 127.200,00 
85200 Müllentsorgung € -21.200,00 

Ansätze 8530 bis 8538  – Gemeindewohnhäuser 

Bei diesen Ansätzen wurden die Aufwendungen für Instandhaltungen in Absprache 
mit dem zuständigen Sachbearbeiter eingebaut. Sollte sich ein zusätzlicher Bedarf 
einer Sanierung ergeben, so wird dies im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt werden. 
 
Die Wohnhäuser weisen folgende Ergebnisse – Saldo 0 auf: 
85300 - Wohnhaus Ek. 79  € -1.900,00 
85310 - Wohnhaus Ek. 151 € 3.400,00 
85320 - Wohnhaus Ek. 226 € 4.300,00 
85330 - Wohnhaus Ek. 301-303 € -31.800,00 
85340 - Wohnhaus Ek. 308-315 € -18.000,00 
85350 - Wohnhaus Ek. 317-318 € 10.800,00 
85360 - Wohnhaus Ek. 331 € -12.100,00 
85370 - Wohnhaus Rb. 34 € 3.700,00 
85380 - Wohnhaus Rb. 44-46 € -6.300,00 
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Gesamt         €      -47.900,00 

 

Fonds 914000 – Beteiligungen 

Unter diesem Abschnitt werden die Beteiligungen (Darlehenstilgungen) unserer 

Gesellschaften abgewickelt. Ab dem Voranschlag 2025 ist der Tilgungszuschuss an 

die Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GesmbH. in der Höhe von € 20.000,00 

mittels Bedarfszuweisungsmitteln zu binden. 

 

Fonds 920000 – Ausschließliche Gemeindeabgabe 

Die Abgabeneinnahmen wurden entsprechend der Berechnungen bzw. Prognosen 
angepasst. Die Einnahmen der Kommunalsteuer wurden um € 10.000,00 auf € 
250.000,00 erhöht.  
 

Fonds 925000 – Ertragsanteile  

Laut aufsichtsbehördlicher Mitteilung vom 18.10.2024 sehen die Prognosewerte des 
Bundesministeriums für Finanzen eine Steigerung von 1,3% gegenüber den Werten 
des VA 2024 vor. In unseren Voranschlag wurde eine Steigerung von 1,55% 
(gegenüber dem NVA 24) mit einem Betrag von € 2.284.300,00 eingebaut. 
Mittelfristig wurden die Vorgaben des Landes (2026: +3,2%; 2027: +4,4%; 2028 und 
2029: +4,4%) ins Budget aufgenommen.  
 

Fonds 930000– Landesumlagen 

Die Landesumlage beträgt im Jahr 2025 € 64.600,00 und ist im Vergleich zum 
Voranschlag 2024 (€ 109.200,00) beträchtlich niedriger anzusetzen.  
 

Fonds 94000– Bedarfszuweisungen   

Mit dem Voranschlag 2024 gab es eine Änderung in der Darstellung der 
Bedarfszuweisungsmittel. Die BZ-Mittel sind auf der Post 8611 (Transfers von 
Ländern – Bedarfszuweisungsmittel im Rahmen der operativen Gebarung) zu 
veranschlagen. Es gibt auch den bislang angewendeten Gemeindefinanzausgleich nicht 
mehr. Die Position 8611 beinhaltet sowohl die BZ-Mittel als auch den 
Gemeindefinanzausgleich. Im Jahr 2025 sind € 635.000,00 als Globalbudget in den 
Voranschlag einzubauen.   
 

Fonds 94400 – Zuschüsse nach dem Katastrophenfondsgesetz  

Unter diesem Fonds sind alle Zuschüsse des Bundes aus dem Katastrophenfonds zu 

vereinnahmen. Diese wurden bis dato bei dem jeweiligen Fonds (6120..) veranschlagt. 

Für die Katastrophenschäden 2024 wurde vorerst eine Bundeseinnahme in der Höhe 

von € 80.000,00 eingebaut. Es müssen aber diesbezüglich noch Kostenvoranschläge 

eingeholt werden und die genauen Kosten erhoben und mittels gesonderten 

Finanzierungsplan beschlossen werden.  

 
Die entsprechenden Adaptierungen aufgrund der Begutachtung des Voranschlages 
2025 am 03.12.2024 wurden vorgenommen. 
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Mittelfriste Investitions- und Finanzierungsplanung 

Gemäß Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz K-GHG ist im Rahmen des Voranschlages 

neben dem Stellenplan auch die mittelfristige Ergebnis-, Investitions- und 

Finanzplanung für einen Zeitraum von 5 Jahren zu beschließen. Anders als beim 

Voranschlag werden die Werte für den Ergebnishaushalt und den 

Finanzierungshaushalt auf Mittelverwendungs- und -aufbringungsgruppen erster 

Ebene, d.h. für den Gesamthaushalt, sowie zweiter Ebene, d.h. Bereichsbudgets, 

dargestellt. 

 

Als Grundlage für den mittelfristigen Finanzplan wurde der Voranschlag 2025 

herangezogen und bis 2029 fortgeführt. Der mittelfristige Finanzplan wurde der 

jährlichen Entwicklung des Gesamthaushaltes angepasst. Die Werte wurden 

gegebenenfalls indexiert, auch die Vorgaben des Landes (z.B. Prognosen für 

Transferleistungen) wurden entsprechend eingepflegt. Die prozentuelle Erhöhung der 

Ertragsanteile wurde gemäß den Vorgaben der aufsichtsbehördlichen Mitteilung 

eingebaut.  

 

Außerordentliche Projekte und deren Folgekosten, die bereits bekannt sind, wurden 

berücksichtigt. Zukünftig geplante außerordentliche Vorhaben samt deren 

Folgewirkungen werden mittelfristig im Nachtragsvoranschlag oder in den 

Folgejahren angepasst bzw. eingearbeitet werden.  
 

 
 
 
 
 
Voranschlagsverordnung 
 

Verordnung 
 
des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 20.12.2024, Zl. BUD-2024-1335-

00010 mit der der Voranschlag für das Haushaltsjahr 2025 erlassen wird 
(Voranschlagsverordnung 2025) 

 
Gemäß § 6 Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz – K-GHG, LGBl. Nr. 80/2019, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 78/2023, wird verordnet 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Verordnung regelt den Voranschlag für das Finanzjahr 2025. 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Voranschlag 2025 mit nachstehender Verordnung samt den textlichen Erläuterungen 

sowie den mittelfristigen Finanzplan 2025 – 2029 beschließen. 
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§ 2 
Ergebnis- und Finanzierungsnachtragsvoranschlag 

 

Die Erträge und Aufwendungen werden in Summe wie folgt festgelegt (Ergebnisvoranschlag): 

 
Erträge:  € 7.339.300,00 
Aufwendungen:  €  7.461.300,00 
 
Entnahmen von Haushaltsrücklagen: €  238.600,00 
Zuweisung an Haushaltsrücklagen: € 0,00 
 
 

Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen: €  116.600,00 
 
Die Einzahlungen und Auszahlungen werden in Summe wie folgt festgelegt: 
 
Einzahlungen: €  7.858.300,00 
Auszahlungen:  €  8.438.400,00 
 
 
Geldfluss aus voranschlagswirksamer Gebarung: €  -580.100,00 
 

 
 

§ 3 
Deckungsfähigkeit 

 
Gemäß § 14 Abs 1 K-GHG wird für alle Abschnitte gemäß Anlage 2 der VRV 2015 gegenseitige 
Deckungsfähigkeit festgelegt: 
 
 

§ 4 
Kontokorrentrahmen 

 
Gemäß § 37 Abs 2 K-GHG wird der Kontokorrentrahmen wie folgt festgelegt: 
 

€ 700.000,00 
 
 

§ 5 
Voranschlag, Anlagen und Beilagen 

 
Der Voranschlag, alle Anlagen und Beilagen sind in der Anlage zur Verordnung, die einen integrierenden 
Bestandteil dieser Verordnung bildet, dargestellt. 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
 
 

Die Bürgermeisterin: 
Elisabeth Lobnik, Bakk. 
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Voranschlagsverordnung – Textliche Erläuterungen 

Textliche Erläuterungen 
 

gemäß § 9 Abs. 3 Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz – K-GHG, LGBl. Nr. 80/2019, zuletzt in der 

Fassung LGBl. Nr. 78/2023, zum Voranschlag 2025 

 

1. Ergebnis- und Finanzierungsnachtragsvoranschlag: 
 

Die Erträge und Aufwendungen werden in Summe wie folgt festgelegt (Ergebnisvoranschlag): 

 
Erträge:  € 7.339.300,00 
Aufwendungen:  €  7.461.300,00 
 
Entnahmen von Haushaltsrücklagen: €  238.600,00 
Zuweisung an Haushaltsrücklagen: € 0,00 
 
 

Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen: €  116.600,00 
 
Die Einzahlungen und Auszahlungen werden in Summe wie folgt festgelegt: 
 
Einzahlungen: €  7.858.300,00 
Auszahlungen:  €  8.438.400,00 
 
 
Geldfluss aus voranschlagswirksamer Gebarung: €  -580.100,00 

 

Aufgrund der Begutachtung des Entwurfes zum Voranschlag 2025 am 03.12.2024 wurde von Seiten 

der Revision nachstehend das Ergebnis der Begutachtung nach Durchführung der Korrekturen 

bekanntgegeben: 

 

Zusammenfassend sehen die einzelnen Salden für den Gesamthaushalt sowie für die 

Gebührenhaushalte wie folgt aus: 
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Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach weist in der operativen (laufenden), hoheitlichen Gebarung 

für das Jahr 2025 unbedeckte Aufwendungen/Auszahlungen in Höhe von € -264.400,-- aus, welche 

aus gemeindeeigenen Einnahmen nicht bedeckt werden können. 

 

Ergänzend darf seitens der Aufsichtsbehörde festgestellt werden,  dass die Marktgemeinde 

Eisenkappel-Vellach ohne Veranschlagung der Global-BZ 2025 in Höhe von € 629.900,-- eine 

Unterdeckung des operativen Budgets 2025  in Höhe von € -894.300,--  ausweisen würde.  

 

Aufgrund der erforderlichen Bedeckung  der Ausgaben in der laufenden Gebarung 2025 wird es der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach künftig nicht bzw. nur sehr eingeschränkt möglich sein, neue 

investive Maßnahmen durch anteilige Eigenmittel kozufinanzieren bzw. umzusetzen.  

 

Weiters wird festgehalten, dass im  Gebührenhaushalt „Betriebe der Müllbeseitigung (Fonds 8520) die 

finanzielle Situation im bzw. mit Rechnungsabschluss 2024 zu prüfen bzw. zu evaluieren und 

demnach erforderliche Maßnahmen zu setzen sind!  

 

Gem. § 38 K-GHG Abs 2 ist eine zweckgebundene Zahlungsmittelreserve (ZMR) anzusammeln. Bei 

Berücksichtigung des voraussichtlichen Ergebnisses RA 2024 und dem Planergebnis VA 2025 wird 

sich diese bestehende ZMR jedoch gänzlich auflösen. Für künftige erforderliche Reinvestitionen ist 

damit keine Bedeckung gegeben. 

 

Die o.a. Berechnungstabelle sowie die o.a. Feststellungen sind verpflichtend in den textlichen 

Erläuterungen zum VA 2025 aufzunehmen und dem Gemeinderat vorzulegen. 

 

3. Beschreibung des Standes und der Entwicklung des Haushaltes: 

 
Die vom Land vorgegebenen Werte für Transferleistungen, für bevorstehende Einnahmen 

(Ertragsanteile, Finanzzuweisungen etc.) sowie die beabsichtigten Planungen wurden eingebaut. 

 

Grundlegend kam es in folgenden Bereichen zu  Veränderungen, die mehrere Ansätze betreffen: 

Personalkosten 

Der Entwurf des Voranschlages 2025 beinhaltete keine Lohnerhöhung, da zu diesem Zeitpunkt noch 

keine Einigung bei den Verhandlungen erzielt wurde. Bei der Begutachtung am 03.12.2024 wurde von 

Seiten der Revision mitgeteilt, dass die Lohnkosten um 4 % zu erhöhen sind, welche auch nachträglich 

eingebaut wurden. Die Anpassung der Löhne (Politik, Verwaltung, Kindergarten, Hort, Bauhof, 

Freibad und Kanal)  ergibt Mehrkosten in der Höhe von € 55.200,00.  

 

Heuer wurden erstmals die Benchmarkzahlen nicht mehr angewendet und die Einsparungen quer 

durch den gesamten Haushalt vorgenommen.  

 

Vereinsförderungen 

Die Vereinsförderungen, welche vorher als freiwillige Leistungen innerhalb der Benchmark gesehen 

wurden, waren mit dem Voranschlag 2025 zu streichen. Die Gesamtsumme beläuft sich auf rund € 

10.400,00 und kann nur mittels 1. Nachtragsvoranschlag 2025 bei positiver Entwicklung der 

Einnahmen wieder ins Budget aufgenommen werden.  

 

Umlagen  

Die Umlagenbelastungen treffen uns im Voranschlag 2025 auch wieder enorm. Um diese Belastungen 

in Zukunft noch tragen zu können, bedarf es einer Grundsatzlösung auf höchster politischer Ebene, 

zumal alle Gemeinden unter dieser enormen Belastung leiden. Die entsprechenden Zahlen werden 

noch in den einzelnen Abschnitten genauer erläutert.   
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Energie 

Die Stromkosten wurden auf Grundlage des Nachtrages, welcher vier Akontozahlungen beinhaltet, 

berechnet. Die Endabrechnung wird mit Ende des Jahres erfolgen und somit könnte es mit den 1. 

Nachtragsvoranschlag 2025 noch zu Änderungen kommen.  

 

Außerordentliche Projekte 

Außerordentliche Vorhaben wie der Ankauf des FF Autos mit Waldbrandequipment für die Feuerwehr 

Bad Eisenkappel (Teilzahlungen), die Projekte Wiederverleihung ABA/ARA Eisenkappel-Vellach, 

Ortskernbelebungskonzept„Flaniermeile“, Baulandmodell Rechberg, Umbau Recyclinghof und die 

Förderung des EVTZ Geopark Karawanken (Darlehensvertrag) wurden in den Voranschlag 

eingearbeitet. Bei den mehrjährigen Projekten im Fonds der Straßen (61201 – 612012) kommt es im 

Rechnungsabschluss 2024 zu Abschlüssen. Abschreibungen, welche noch in diesen Abschnitten im 

Jahr 2025 vorgenommen werden, sollen mittels Nachtragsvoranschlag 2025 auf einem Fondsabschnitt 

zusammengefasst werden.  

 

Ergänzend ergaben sich in den einzelnen Fonds (Abschnitten) folgende wesentliche Veränderungen 

und Abweichungen zum 1. Nachtragsvoranschlag 2024 (Berücksichtigung ab € 5.000,00 Differenz): 

 

Fonds 010000 – Zentralamt 

Hier wurden im gesamten Abschnitt Streichungen (GWG, Büromittel, Druckwerke, Rechtsaufwand, 

Reisegebühren und Kosten für Schulungen) in der Höhe von € 10.100,00 vorgenommen.  

 

Fonds 031010 – Maßnahmen Ortskernbelebung (Amt für Raumordnung und Raumplanung) 

Die zugesicherten Bedarfszuweisungsmittel a.R. aus dem Jahr 2024 für den Entscheidungsprozess 

„Hotel Obir“ Baukulturförderung, wurde im Jahr 2024 nicht abgerechnet und somit in den 

Voranschlag 2025 eingebaut.  

 

Fonds 211000 – Volksschule Bad Eisenkappel 

Der vorgesehene Ankauf von Smart-Boards für die Volksschule Bad Eisenkappel in der Höhe von € 

8.400,00 wurde gestrichen.  

 

Fonds 232000– Schülerbetreuung (Schülertransport) 

Hier wurde der tatsächliche Zahlfluss aus der Jahresrechnung 2023 herangezogen. Bei diesem Fonds 

wurden die Ausgaben um € 3.500,00 auf ein Budgetvolumen von € 15.000,00 erweitert.    

 

Fonds 390000– Kirchliche Angelegenheiten 

Die Bedarfszuweisung a.R. für die Außenrestaurierung des Kirchenschiffes der Pfarrkirche in der 

Höhe von €  25.000,00 wurde heuer nicht abgerufen und somit wieder in den Voranschlag 2025 

eingebaut.  

 

Fonds 411000 – Maßnahmen der allgemeinen Sozialhilfe 

Die Kopfquote des Landes wurde im Vergleich zum Voranschlag 2024 um € 78.100,00 auf nunmehr   

€ 947.400,00 erhöht. Eine Berichtigung nach oben erfolgte bereits mit den 1. NVA 2024. 

 

Fonds 56000 – Betriebsabgangsdeckung 

Die Betriebsabgangsdeckung, welche als Umlage vorgeschrieben wird, wurde mit einem Betrag von            

€ 430.400,00 budgetiert.  
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Fonds 612000 – Gemeindestraßen 

Bei den Gemeindestraßen gilt ab 2025 keine Benchmarkzahl und somit wurde die Instandhaltung um           

€ 10.000,00 gekürzt und wir müssen im Jahr 2025 mit einem Budget von € 40.000,00 das Auslangen 

finden.  

 

Fonds 710100 – Land- und Forstw. Wegebau (Hochobirstraße) 

Die Hochobir Mautstraße darf ja ab der Umstellung im Jahr 2020 nicht mehr als Gebührenhaushalt 

geführt werden. Negative Salden wirken sich im operativen Haushalt aus. Somit wurden bei diesem 

Fonds ausgabenseitig € 5.300,00 gestrichen.  

 

Fonds 742000 – Produktionsförderung 

Dieser Bereich betrifft die Tierförderungen (Deminimis, Bestäubungsprämien, Ankauf von Widdern, 

Katzenkastrationen, etc.) Hier mussten insgesamt € 5.400,00 eingespart werden.  

 

Fonds 771010 – Maßnahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs (EVTZ Geopark) 

Grundlage für die Budgetierung ergibt sich aus dem Fördervertrag für den Darlehensvertrag in der 

Höhe von € 500.000,--,  wobei € 250.000,00 im Jahr 2025 ein- und ausgabenseitig fließen sollen.  

Fonds 82000  – Wirtschaftshöfe 

Ab dem Voranschlag 2024 ist der Wirtschaftshof der Gemeinden nicht mehr als Gebührenhaushalt zu 

führen ist und somit erfolgt eine Saldobereinigung nur bei den anderen Betrieben mit marktbestimmter 

Tätigkeit (Fonds 8500, 8510,8520, 8530-8538). Laut aufsichtsbehördlicher Mitteilung der Abteilung 3 

ist aber der Fonds 8200 kostendeckend zu führen. Dies kann im Jahr 2025 nicht erreicht werden. 

Durch die Revision wurden Ausgaben im gesamten Abschnitt in der Höhe von € 9.400,00 verringert.  

 

Fonds 850000 bis 852000– Betriebe der Wasserversorgung, Abwasser- und Müllentsorgung 

Die Gebührenhaushalte weisen im Ergebnishaushalt - Saldo 0 bereinigte Ergebnisse auf: 

85000 Wasserversorgung € 56.900,00 

85100 Abwasserentsorgung € 127.200,00 

85200 Müllentsorgung € -21.200,00 

 

Ansätze 8530 bis 8538  – Gemeindewohnhäuser 

Bei diesen Ansätzen wurden die Aufwendungen für Instandhaltungen in Absprache mit dem 

zuständigen Sachbearbeiter eingebaut. Sollte sich ein zusätzlicher Bedarf einer Sanierung ergeben, so 

wird dies im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt werden. 

 

Die Wohnhäuser weisen folgende Ergebnisse – Saldo 0 auf: 

85300 - Wohnhaus Ek. 79  € -1.900,00 

85310 - Wohnhaus Ek. 151 € 3.400,00 

85320 - Wohnhaus Ek. 226 € 4.300,00 

85330 - Wohnhaus Ek. 301-303 € -31.800,00 

85340 - Wohnhaus Ek. 308-315 € -18.000,00 

85350 - Wohnhaus Ek. 317-318 € 10.800,00 

85360 - Wohnhaus Ek. 331 € -12.100,00 

85370 - Wohnhaus Rb. 34 € 3.700,00 

85380 - Wohnhaus Rb. 44-46 € -6.300,00 

 

Gesamt         €      -47.900,00 
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Fonds 914000 – Beteiligungen 

Unter diesem Abschnitt werden die Beteiligungen (Darlehenstilgungen) unserer Gesellschaften 

abgewickelt. Ab dem Voranschlag 2025 ist der Tilgungszuschuss an die Sport- und Freizeitanlagen 

Eisenkappel GesmbH. in der Höhe von € 20.000,00 mittels Bedarfszuweisungsmitteln zu binden. 

 

Fonds 920000 – Ausschließliche Gemeindeabgabe 

Die Abgabeneinnahmen wurden entsprechend der Berechnungen bzw. Prognosen angepasst. Die 

Einnahmen der Kommunalsteuer wurden um € 10.000,00 auf € 250.000,00 erhöht.  

 

Fonds 925000 – Ertragsanteile  

Laut aufsichtsbehördlicher Mitteilung vom 18.10.2024 sehen die Prognosewerte des 

Bundesministeriums für Finanzen eine Steigerung von 1,3% gegenüber den Werten des VA 2024 vor. 

In unseren Voranschlag wurde eine Steigerung von 1,55% (gegenüber dem NVA 24) mit einem 

Betrag von € 2.284.300,00 eingebaut. Mittelfristig wurden die Vorgaben des Landes (2026: +3,2%; 

2027: +4,4%; 2028 und 2029: +4,4%) ins Budget aufgenommen.  

 

Fonds 930000– Landesumlagen 

Die Landesumlage beträgt im Jahr 2025 € 64.600,00 und ist im Vergleich zum Voranschlag 2024 (€ 

109.200,00) beträchtlich niedriger anzusetzen.  

 

Fonds 94000– Bedarfszuweisungen   

Mit dem Voranschlag 2024 gab es eine Änderung in der Darstellung der Bedarfszuweisungsmittel. Die 

BZ-Mittel sind auf der Post 8611 (Transfers von Ländern – Bedarfszuweisungsmittel im Rahmen der 

operativen Gebarung) zu veranschlagen. Es gibt auch den bislang angewendeten 

Gemeindefinanzausgleich nicht mehr. Die Position 8611 beinhaltet sowohl die BZ-Mittel als auch den 

Gemeindefinanzausgleich. Im Jahr 2025 sind € 635.000,00 als Globalbudget in den Voranschlag 

einzubauen.   

 

Fonds 94400 – Zuschüsse nach dem Katastrophenfondsgesetz  

Unter diesem Fonds sind alle Zuschüsse des Bundes aus dem Katastrophenfonds zu vereinnahmen. 

Diese wurden bis dato bei dem jeweiligen Fonds (6120..) veranschlagt. Für die Katastrophenschäden 

2024 wurde vorerst eine Bundeseinnahme in der Höhe von € 80.000,00 eingebaut. Es müssen aber 

diesbezüglich noch Kostenvoranschläge eingeholt werden und die genauen Kosten erhoben und 

mittels gesonderten Finanzierungsplanes beschlossen werden.  

Die entsprechenden Adaptierungen aufgrund der Begutachtung des Voranschlages 2025 am 

03.12.2024 wurden vorgenommen. 

 

Mittelfriste Investitions- und Finanzierungsplanung 

Gemäß Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz K-GHG ist im Rahmen des Voranschlages neben dem 

Stellenplan auch die mittelfristige Ergebnis-, Investitions- und Finanzplanung für einen Zeitraum von 

5 Jahren zu beschließen. Anders als beim Voranschlag werden die Werte für den Ergebnishaushalt und 

den Finanzierungshaushalt auf Mittelverwendungs- und -aufbringungsgruppen erster Ebene, d.h. für 

den Gesamthaushalt, sowie zweiter Ebene, d.h. Bereichsbudgets, dargestellt. 

Als Grundlage für den mittelfristigen Finanzplan wurde der Voranschlag 2025 herangezogen und bis 

2029 fortgeführt. Der mittelfristige Finanzplan wurde der jährlichen Entwicklung des 

Gesamthaushaltes angepasst. Die Werte wurden gegebenenfalls indexiert, auch die Vorgaben des 

Landes (z.B. Prognosen für Transferleistungen) wurden entsprechend eingepflegt. Die prozentuelle 

Erhöhung der Ertragsanteile wurde gemäß den Vorgaben der aufsichtsbehördlichen Mitteilung 

eingebaut.  
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Außerordentliche Projekte und deren Folgekosten, die bereits bekannt sind, wurden berücksichtigt. 

Zukünftig geplante außerordentliche Vorhaben samt deren Folgewirkungen werden mittelfristig im 

Nachtragsvoranschlag oder in den Folgejahren angepasst bzw. eingearbeitet werden. 

 

Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk: Vorerst einen Dank an die Finanzverwalterin und die 

MitarbeiterInnen. Die Softwareumstellung war gut und wichtig. Wir werden alles daran 

setzen, die Positionen bei welchen eingespart werden muss, wieder aufzufüllen. Leider haben 

wir für neue Projekte kein freies Budget mehr. Die laufenden Projekte wie Sanierung 

Recyclinghof, die Wohnhäuser, die Flaniermeile sind abgesichert. 

 

Vizebgm. LAbg. ÖkR Franz-Josef Smrtnik: Im Namen der EL Fraktion ein Danke an die 

FVW sowie an den Amtsleiter und an alle die hier mitgearbeitet haben. Die meisten 

Gemeinden haben nicht so eine Freude mit der VAV. Die Abt. 3 streicht freiwillige Ausgaben 

wie die Vereinsförderungen. Danke auch an die Bgmin, die FVWin sowie den Amtsleiter, dass 

die Gemeinde weiterarbeiten kann. Es sollte vielleicht noch ein Baulandmodel wie in 

Rechberg geschaffen werden. 

 

GR. Michael Arbeitstein: Es wäre schon viel einfacher, wenn die Gesetze vereinfacht werden 

würden. Dankt für den ausführlichen Bericht.  

 

GR Gabriel Hribar: Die Einsparung in der Volksschule bei den Lehrmitteln ist schlimm. Dies 

ist nicht in meinem Sinne.  

Freiwillige Ausgaben-Vereinsförderungen? Was sagt die Abt. 3/ Revision zu den versteckten 

Vereinsförderungen (FCE Versicherung und Strom…) 

 

Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk.: Es gibt keine versteckten Vereinsförderungen, dies ist eine 

Unterstellung und man sollte mit solchen Aussagen aufpassen. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

TOP 6 Grundstücksverkauf Trögern; Berichtigung   
Berichterstatter: Bgm in Elisabeth Lobnik, Bakk 

 

Wegen eines Personalwechsels bei der Angst Geo Vermessung wurde der Plan vom Jahr 

2023 nicht mehr beim Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen eingereicht. Dadurch 

muss im Teilungsplan 234050, KG Trögern vom 13.11.2024, nach Vorgabe des 

Vermessungsamtes, das Plandatum von 22.11.2023 auf 13.11.2024 geändert werden. 
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Da diese Teilung nach dem § 15 ff. Liegenschaftsteilungsgesetz idgF. 

durchgeführt werden kann, sollte unbedingt noch grundbücherlich festgehalten 

werden, dass die Gemeinde für das Grundstück bzw. Straße keine Instandhaltung 

oder sonstige Kosten trägt. Weiteres wird noch festgehalten, das sämtliche Kosten 

der Antragsteller trägt. 

 

 

 

 

 

 

 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 20.12.2024, Zahl: 

A-2024-1335-00453, über die Abtretung von Grundstücken aus dem öffentlichen Gut 

bzw. Übernahme von Grundstücken in das öffentliche Gut der Marktgemeinde 

Eisenkappel-Vellach. Unter Zugrundelegung der Vermessungsurkunde der Angst Geo 

Vermessung ZT GmbH, Herrengasse 4, 9360 Friesach, GZ: 234050 vom 13.11.2024, 

wird verordnet: 

 

§ 1 

Abtretung aus dem öffentlichen Gut 

 

Antrag: 
 

Der Gemeindevorstand stellt über den Gemeinderat den Antrag, dieser möge die 

nachstehende Verordnung beschließen:  
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Die in der Vermessungsurkunde der Angst Geo Vermessung ZT GmbH, 

Herrengasse 4, 9360 Friesach, GZ: 234050 vom 13.11.2024, für die Abtretung 

bestimmten Trennstücke, werden von der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach, 

wie in der genannten Vermessungsurkunde dargestellt, aufgelassen und den 

jeweiligen Grundstücken der KG 76212 Trögern, zugeschrieben. 

 

In die Vermessungsurkunde kann während der Amtsstunden im Gemeindeamt 

Eisenkappel-Vellach Einsicht genommen werden. 

 

§ 2 

Übernahme in das öffentliche Gut 

 

Die in der Vermessungsurkunde der Angst Geo Vermessung ZT GmbH, 

Herrengasse 4, 9360 Friesach, GZ: 234050 vom 13.11.2024, für die Übernahme 

bestimmten Trennstücke, werden in das öffentliche Gut der Marktgemeinde 

Eisenkappel-Vellach in der KG 76212 Trögern, übernommen. 

 

In die Vermessungsurkunde kann während der Amtsstunden im Gemeindeamt 

Eisenkappel-Vellach Einsicht genommen werden. 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt nach Ablauf des Tages, an dem sie an der Amtstafel der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach angeschlagen wurde, in Kraft. 

 

Die Bürgermeisterin/županja: 

      

 

  Elisabeth Lobnik, Bakk eh.  
 

Angeschlagen am: 23.12.2024 

Abgenommen am: 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

TOP 7 Verordnung Hundeabgabe 
Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 
 

In der Gemeinderatssitzung am 23.7.2024 wurde die Ausarbeitung einer neuen 

Hundeabgabenverordnung angeregt. 

Aufgrund einer Recherche bezüglich der Überarbeitung der alten Verordnung, 

beschlossen am 21.12.2001, Zahl 4057-0/2001, ist ersichtlich geworden, dass unsere 

Hundeabgabe nicht mehr zeitgemäß ist. Mit den aktuellen 7,26 € sind die anfallenden 

Kosten für die Bereitstellung von Hundemüllbeuteln und die Reinigung der 

öffentlichen Infrastruktur nicht tragbar. In der folgenden Tabelle sind die Preise von 

anderen Gemeinden zum Vergleich angeführt: 
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Im Vergleich mit anderen Gemeinden und Städten ist eine Abgabenhöhe von EUR 

25,00 pro Jahr gerechtfertigt. Des Weiteren wird vorgeschlagen, die Preise der 

Hundemarken von 1,00 € auf 2,50 € zu erhöhen, um den Einkaufspreis von 2,18 € zu 

decken 
 

 

 

 

 

 
 

 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 20.12.2024, Zahl A-

2024-1335-00447, mit der für das Halten von Hunden eine Abgabe ausgeschrieben 

wird (Hundeabgabenverordnung 2025).  

 

Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 

168/2023, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 128/2024, § 13 der 

Kärntner Allgemeinen Gemeindeordnung – K-AGO, LGBl. Nr. 66/1998, zuletzt in der 

Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2024, sowie §§ 1 ff. des Kärntner 

Hundeabgabengesetzes – K-HAG, LGBl. Nr. 18/1970, zuletzt in der Fassung des 

Gesetzes LGBl. Nr. 42/2010, wird verordnet: 

§ 1  

Ausschreibung 

 

Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach erhebt für das Halten von Hunden in 

ihrer         Gemeinde eine Hundeabgabe. 
 

§ 2  

Gegenstand der Abgabe 

 

(1) Der Hundeabgabe unterliegt das Halten von Hunden, von Wachhunden und von 

Hunden, die in Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten werden. 
 

(2) Der Abgabe unterliegen nicht Assistenzhunde gemäß § 39a des 

Bundesbehindertengesetzes – BBG, BGBl. Nr. 283/1990, zuletzt in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2024, sowie Wach- und Diensthunde der 

Bundespolizei, der Zollverwaltung und des Bundesheeres. 
 

 

§ 3 

Abgabenschuldner 

 

Schuldner der Hundeabgabe sowie der Abgabe für Hundemarken sind die in § 4  

K-HAG angeführten Personen. 

§ 4 

Antrag: 
 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge die nachstehende Verordnung beschließen: 
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Ausmaß 

 

Die Hundeabgabe beträgt pro Kalenderjahr, unabhängig von der An- und 

Abmeldung des Hundes, für jeden Hund, uneingeschränkt ob es sich um einen 

Wachhund oder einen Hund handelt, der in Ausübung eines Berufes oder Erwerbes 

gehalten wird 

25,00 Euro. 

 

§ 5 

Befreiungen 

 

(1) Von der Hundeabgabe befreit ist das Halten von 

• Lawinen- und Personensuchhunden 

• Hunden des Bergrettungs- und Rettungsdienstes 

• Hunden in Tierasylen 

 

(2) Die Bürgermeisterin hat auf Antrag des Abgabenschuldners durch Bescheid 

festzustellen, ob im Einzelfall ein Befreiungsbestand vorliegt. 

 

§ 6  

Fälligkeit 

 

Die Abgabe ist erstmals binnen einem Monat nach Zustellung des 

Abgabenbescheides und in den folgenden Jahren jeweils am 15.April eines jeden 

Jahres fällig. Sie ist am Fälligkeitstag unaufgefordert einzurichten. 

 

§ 7 

Hundemarken 

 

(1) Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach händigt dem Abgabenschuldner für die 

Dauer des Bestehens der Abgabenpflicht gegen Ersatz der Kosten eine 

Hundemarke aus. 

 

 

(2) Die Abgabe für die Hundemarke beträgt je Stück 2,50 Euro. 

 

(3) Die Gemeinde hat dem Abgabenschuldner mit der Erlassung des 

Abgabenbescheides eine für die Dauer des Bestehens der Abgabepflicht gültige 

Hundemarke gegen Ersatz der Kosten auszufolgen. 

 

(4) Die Hundemarke wird mit dem Aufdruck „Eisenkappel“ und der laufenden 

Nummer versehen. 

(5) Hunde die älter als drei Monate sind, müssen außerhalb des Hauses und der zum 

Haus gehörigen umfriedeten Liegenschaften mit einer gut sichtbar befestigten 

gültigen Hundemarke versehen sein. 
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(6) Der Verlust der Hundemarke ist der Gemeinde unverzüglich zu melden; in diesem 

Fall hat die Gemeinde dem Abgabeschuldner auf seine Kosten eine Ersatzmarke 

auszufolgen. 

 

(7) Die Gültigkeit der Hundemarke erlischt mit der Beendigung der Abgabepflicht. 

 

 

§ 8  

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates 

der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 21.12.2001, Zahl 4057-0/2001, 

außer Kraft. 

 

 

Die Bürgermeisterin 

 

Elisabeth Lobnik, Bakk. 

 
 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 
 

TOP 8 Verordnung Wasserbezugsgebühren 

Berichterstatter: Vizebgm. LAbg. ÖkR Franz Josef Smrtnik 

 

In der Sitzung des Gemeinderates vom 16.12.2022 wurde nach einer 

Gebührenkalkulation seitens der Gemeinderevision festgestellt, dass es im 

Wasserhaushalt enormen Handlungsbedarf gibt. Bereits im Jahr 2017 wurde seitens 

der Revision auf diesen Umstand hingewiesen. 

Es wurde vorgeschlagen die notwendige Erhöhung auf EUR 1,82/m3 schrittweise 

durchzuführen. So sollten die Gebühren im Jahr 2023 auf EUR 1,60/m3 und im Jahr 

2024 auf EUR 1,82/m3 angehoben werden. 

Die Erhöhung im Jahr 2023 erfolgte planmäßig. Aufgrund der hohen Inflation des 

vorigen Jahres und um die Bürger nicht zu schwer zu belasten wurde der Gebührensatz 

im Jahr 2024 nur auf EUR 1,70/m3 erhöht.  

Es wird gleichzeitig auch darauf hingewiesen, dass sich auch die Kosten für den 

Betrieb der Wasserversorgung stark erhöht haben. Dies betrifft speziell Stromkosten 

und Zinsen für aufgenommene Darlehen.  

Die aktuelle Gebührenkalkulation, welche vom Land Kärnten, zur Verfügung gestellt 

wird ergab mit den aktuellen Kosten einen Mindestsatz von EUR 2,10/m3 sowie eine 

Bereitstellungsgebühr von EUR 96,69/BWE. 

Für das Jahr 2025 soll die Benützungsgebühr nun auf EUR 1,90/m3 erhöht werden, 

um die Belastung für die Bürger möglichst gering zu halten, gleichzeitig, aber  
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mittelfristig den Vorgaben des Landes zu entsprechen und somit kostendeckend zu 

arbeiten. 

 

 

 

 

Verordnung 

 des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 20.12.2024, Zahl 

A-2024-1335-00458, mit welcher für die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen die 

Wasserbezugsgebühren ausgeschrieben werden 

(Wasserbezugsgebührenverordnung 2025) 

Gemäß §§ 16 und 17 Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt in der 

Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 128/2024, § 13 der Kärntner Allgemeinen Gemeindeordnung – K-

AGO, LGBl. Nr. 66/1998, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2024, und gemäß §§ 23 und 

24 des Kärntner Gemeindewasserversorgungsgesetzes – K-GWVG, LGBl. Nr. 107/1997, zuletzt in der 

Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2024, wird verordnet: 

 

§ 1 

Ausschreibung 

(1) Für die Bereitstellung, die Möglichkeit der Benützung und für die tatsächliche 

Inanspruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlagen der Marktgemeinde 

Eisenkappel-Vellach werden Wasserbezugsgebühren ausgeschrieben.  

(2) Für die Bereitstellung und Benützung der gemeindeeigenen Wasserzähler wird von der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach eine Wasserzählergebühr ausgeschrieben. 

 

§ 2 

Gegenstand der Abgabe 

 

(1) Die Wasserbezugsgebühren werden als Bereitstellungs- und als Benützungsgebühr 

ausgeschrieben. 
 

(2) Für die Bereitstellung der Gemeindewasserversorgungsanlage und für die Möglichkeit 

ihrer Benützung ist eine Bereitstellungsgebühr zu entrichten. 

(3) Für die tatsächliche Inanspruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlage ist eine 

Benützungsgebühr zu entrichten. 

 

(4) Für die Bereitstellung und Benützung der gemeindeeigenen Wasserzähler ist eine 

Wasserzählergebühr zu entrichten. 

 

Antrag: 
 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge die 

nachstehende Verordnung beschließen: 
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§ 3 

Bereitstellungsgebühr 

 

(1) Die Bereitstellungsgebühr ist für jene Grundstücke, bauliche Anlagen oder Bauwerke zu 

entrichten, für die ein Anschlussauftrag oder ein Anschlussrecht eingeräumt wurde. 

 

(2) Die Höhe der Bereitstellungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der Summer der 

Bewertungseinheiten (im Sinne der Anlage zum Kärntner 

Gemeindewasserversorgungsgesetz) für das Grundstück, die bauliche Anlage oder das 

Bauwerk mit dem jeweiligen Gebührensatz. 

 

(3) Der jährliche Gebührensatz beträgt pro Bewertungseinheit inklusive der gesetzlichen 

Umsatzsteuer von derzeit 10% € 80,11. 

 

§ 4 

Benützungsgebühr 

 

(1) Die Benützungsgebühr für die tatsächliche Inanspruchnahme ist aufgrund des 

Wasserverbrauchs zu entrichten. 

 

(2) Die Höhe der Benützungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung des mittels 

Wasserzähler ermittelten tatsächlichen Wasserverbrauches eines Jahres in Kubikmeter 

(Bemessungsgrundlage) mit dem Gebührensatz. 

(3) Der Gebührensatz beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 10% 

€1,90. 
 

§ 5 

Wasserzählergebühr 

(1) Die jährliche Wasserzählergebühr ist pauschal für jeden Wasserzähler zu entrichten und 

beträgt pro inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 10% € 16,22. 

 

§ 6 

Abgabenschuldner 

(1) Zur Entrichtung der Wasserbezugsgebühren und Wasserzählergebühr sind die 

Eigentümer der an die Gemeindewasserversorgungsanlage der Marktgemeinde 

Eisenkappel-Vellach angeschlossenen Grundstücke, baulichen Anlagen oder Bauwerke 

verpflichtet. 

 

(2) Bei Wasserbezug aus Hydranten ist der Wasserbezieher zur Entrichtung der 

Benützungsgebühr verpflichtet. 

§ 7 

Festsetzung und Fälligkeiten der Abgabe 
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(1) Die Wasserbezugsgebühren und die Wasserzählergebühr sind einmal jährlich mittels 

Abgabenbescheid festzusetzen; sie sind mit Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des 

Abgabenbescheides fällig. 

 

(2) Für die Ermittlung der Benützungsgebühr ist der mittels Wasserzähler ermittelte 

tatsächliche Wasserverbrauch am Ende des Abrechnungsjahres heranzuziehen  

 

(3) Die gemäß § 8 dieser Verordnung geleisteten Teilzahlungen sind bei der 

bescheidmäßigen Festsetzung in Abzug zu bringen. 

 

§ 8 

Teilzahlungen 

(1) Für die Wasserbezugsgebühren sind vierteljährlich Teilzahlungen vorzuschreiben. Die 

Vorschreibung erfolgt mittels Lastschriftanzeige jeweils im Februar, Mai August und 

November; sie sind mit Ablauf des Monats nach Bekanntgabe der Lastschriftanzeige 

fällig. 

 

(2) Der Teilzahlungsbetrag für die Bereitstellungsgebühr beträgt jeweils ein Viertel der 

jährlichen Bereitstellungsgebühr. 

 

(3) Der Teilzahlungsbetrag für die Benützungsgebühr beträgt jeweils ein Viertel der im 

Vorjahr verbrauchten Wassermenge vervielfacht mit dem jeweils zum Zeitpunkt der 

Vorschreibung geltenden Gebührensatz. 

 

(4) Bei den erstmaligen Teilzahlungen (Neuanschlüsse), bei denen kein Wert auf Grund der 

Vorschreibung vorhanden ist, erfolgt die Vorschreibung der Teilzahlungen aufgrund 

einer Schätzung (§ 184 Abs. 1 Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961). 

 
 

§ 9 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 

 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 15.12.2023, Zl: 2198-0/2023, mit welcher 

Wasserbezugsgebühren und eine Wasserzählergebühr ausgeschrieben werden, außer 

Kraft. 

Die Bürgermeisterin: 

Elisabeth Lobnik, Bakk. 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
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TOP 9 Stellenplanverordnung 2025 

Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 

 

Gemäß der Kärntner Gemeinde-Beschäftigungsrahmenplanverordnung wurde für die 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach für das Verwaltungsjahr 2025 eine 

Beschäftigungsobergrenze in der Höhe von insgesamt 298 Stellenwertpunkten (SWP) 

errechnet bzw. festgelegt. 

Im Stellenplan 2025 sind folgende Stellen berücksichtigt: 

 

 

Stellenplan nach 
K-GMG 

BRP Bezeichnung Funktion 

Beschäftigungs-
ausmaß in % 

Modell- 
stelle 

Stellen-
wert 

Punkte Funktion 

100,00 F-IV3 63 63 Amtsleitung 

100,00 KU-KB2A 33 33 Sekretariat 

75,00 TH-RP2 18  Reinigungspersonal 

100,00 AK-SSB4 42 42 Finanzverwaltung 

100,00 (ab 1.2.25 
75,00) 

AK-SSB2A 36 

18 
(13,50 

ab 
1.2.25) 

Finanzverwaltung 

100,00 KU-KBER2B 42 42 Bauamt 

100,00 KU-KB3 36 36 Standesamt/Bürgerservice 

100,00 AK-RSB2A 27 27 Meldeamt / Bürgerservice 

100,00 EP-PL2 45  Kindergartenleitung 

100,00 EP-PFK2 39  Pädagogin Kindergarten 

100,00 EP-PFK2 39  Pädagogin Kindergarten 

100,00 EP-PK3 30  Kleinkinderzieherin KIGA 

75,00 EP-PK2 30  Kleinkinderzieherin KIGA 

100,00 EP-PK3 30  Kleinkinderzieherin KIGA 

100,00 EP-PK3 30  Kleinkinderzieherin KIGA 

60,00 EP-PK3 30  Kleinkinderzieherin  

75,00 TH-RP2 18  Reinigungspersonal 

62,50 TH-HFK2 30  Köchin 

17,50 EP-PFK1 36  Betreuung Jugendzentrum 



 

Niederschrift der GR-Sitzung v. 20.12.2024                                              38 

 

75,00 EP-PFK2 39  Pädagogin Hort 

100,00 TH-FT1 42  Bauhofleitung 

100,00 TH-HFK2 30  Bauhof 

100,00 TH-AT1 33  Bauhof/Wassermeister 

100,00 TH-HFK2 30  Bauhof 

100,00 TH-AT1 33  Bauhof/Kläranlage 

100,00 TH-HFK2 30  Bauhof/ Kläranlage 

 

Von Seiten der Marktgemeinde wird insgesamt eine Summe von 261 SWP erreicht 

bzw. mit 1.2.2025 256,50 SWP, womit die Beschäftigungsobergrenze nicht 

überschritten wird. 

 

Die Stelle in der Finanzverwaltung, mit der 50-prozentigen Umlage auf die 

Gebührenhaushalte, wird mit 1.2.2025 auf ein Beschäftigungsausmaß von 75 Prozent 

reduziert. 

 

Das Beschäftigungsausmaß einer Köchin wurde aufgrund der nicht bewältigbaren 

Arbeitsbelastung mit dem gegebenen Stundenausmaß, von 56,25 % auf 62,50 % 

erhöht. 

 

Zusätzlich wurde eine neue Planstelle einer Kleinkinderzieherin im Kindergarten mit 

einem Beschäftigungsausmaß von 42,50 % geschaffen, um den Betreuungsschlüssel 

einzuhalten.  

 

Der Entwurf des Stellenplanes 2025 wurde vom Gemeinde-Servicezentrum erstellt 

und genehmigt sowie der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung übermittelt.  

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach 

vom 20.12.2024, Zahl: A-2024-1335-00448, mit welcher der Stellenplan für das 

Verwaltungsjahr 2025 beschlossen wird (Stellenplan 2025). 

 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Kärntner Gemeindebedienstetengesetzes – K-GBG, LGBl. Nr. 

56/1992, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 90/2023, des § 3 Abs. 1 und 2 

des Kärntner Gemeindevertragsbedienstetengesetzes – K-GVBG, LGBl. Nr. 95/1992, 

zuletzt in  der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 90/2023, sowie des § 5 Abs. 1 und 2 des 

Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetzes – K-GMG, LGBl. Nr. 96/2011, zuletzt in der 

Antrag: 

 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge den Stellenplan 2025 mit nachstehender Verordnung beschließen.  
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Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 90/2023, wird verordnet: 

§ 1 

Beschäftigungsobergrenze 

 
Für das Verwaltungsjahr 2025 beträgt die Beschäftigungsobergrenze gemäß § 5 Abs. 1 K- 

GBRPV 298 Punkte. 

 

§ 2 

Stellenplan 

 
(1) Für die Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben werden im Verwaltungsjahr 2025 

folgende Planstellen festgelegt: 
 

  
Stellenplan nach K-GBG Stellenplan nach K-GMG BRP 

Lfd. Nr 
Beschäftigungs- 

ausmaß in % 
VWD- 

Gruppe 
DKl. GKl. 

Stellen- 
wert 

Punkte 

1 100,00% B VII 17 63 63,00 

2 100,00% C V 7 33 33,00 

3 75,00% P5 III 2 18 
 

4 100,00% B VI 10 42 42,00 

5 100,00% 
  

8 36 18,00 

6 100,00% C V 10 42 42,00 

7 100,00% C V 8 36 36,00 

8 100,00% D IV 5 27 27,00 

9 100,00% K - 11 45 
 

10 100,00% K - 9 39 
 

11 100,00% K - 9 39 
 

12 100,00% P3 III 6 30 
 

13 100,00% P3 III 6 30 
 

14 100,00% P3 III 6 30 
 

15 75,00% 
  

6 30 
 

16 42,50% 
  

6 30 
 

17 75,00% P5 III 2 18 
 

18 62,50% P3 III 6 30 
 

19 75,00% K - 9 39 
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20 17,50% 
  

5 27 
 

21 100,00% P1 III 10 42 
 

22 100,00% P3 III 6 30 
 

23 100,00% P2 III 7 33 
 

24 100,00% P4 III 6 30 
 

25 100,00% P2 III 7 33 
 

26 100,00% 
  

6 30 
 

BRP-Summe 261,00 

 

(2) Der Beschäftigungsrahmenplan wird eingehalten. 

 

§ 3 

Abweichungen im Verwaltungsjahr 2025 

 

(1) Für die Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben erfolgen im Verwaltungsjahr 2025 

folgende Abweichungen zu § 2 Abs.1: 

 

1. Das Beschäftigungsausmaß folgender Planstelle ändert sich mit Februar 2025: 

 
  

Stellenplan nach K-GBG Stellenplan nach K-GMG BRP 

Lfd. Nr 
Beschäftigungs- 

ausmaß in % 
VWD- 

Gruppe 
DKl. GKl. 

Stellen- 
wert 

Punkte 

5 75,00%   8 36 13,50 

BRP-Summe NEU 256,50 

 
(2) Der Beschäftigungsrahmenplan wird eingehalten. 

§ 4 

Inkrafttreten 

 
(1) Die Verordnung tritt am 01. Jänner 2025 in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates vom 

15.12.2023, Zahl: 2243-0/2023, außer Kraft. 
 

 

 

 

Die Bürgermeisterin 

 

Elisabeth Lobnik 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
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TOP 10 Pflegenahversorgung 
Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk  
 

Das seit Feber 2022 kostenfreie Serviceangebot der Pflegekoordination richtet sich an 

ältere Menschen und betreuende Angehörige und wird gemeinsam mit Gemeinden, 

dem jeweiligen Sozialhilfeverband, der jeweiligen Bezirkshauptmannschaft und der 

Abteilung 5 – Gesundheit und Pflege des Landes Kärnten umgesetzt.  

 

Die Tätigkeiten der PflegekoordinatorIn umfassen unter anderem 

• Information zu Angeboten (der Gesundheitsförderung – Gesunde Gemeinden) 

und zu Versorgungs- und Entlastungsangeboten bei Hilfe- und 

Pflegebedürftigkeit 

• Hilfestellung bei der Organisation zur Inanspruchnahme von mobilen Diensten 

und anderen Hilfsangeboten, bei administrativen Belangen (Antrag Pflegegeld, 

Pension etc.) und bei Pflegeheimaufnahmen 

• Initiierung eines ehrenamtlichen Besuchsdienstes zum Zwecke der Vermeidung 

von Isolation, der Durchführung von Einkaufsfahrten, Hol- und Bringdiensten 

sowie Arztbesuchen. 

• Koordination nach Krankenhausaufenthalten 

• Bereitstellung von Daten für eine bedarfsgerechte Versorgungsplanung 

 

Aktuell liegt die Kostenbeteiligung unserer Gemeinde bei EUR 2.800,00.  
 

In der 36. Regierungssitzung wurde die kärntenweite Ausrollung der 

Pflegenahversorgung beschlossen. Ganz wesentlich dabei ist der totale Entfall der 

Gemeindebeteiligung an den Personalkosten für die Pflegekoordination. Der 

Gemeinderat sollte nun die kostenlose Weiterführung des Programms beschließen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

TOP 11 Petition Rotes Kreuz – Leitstelle Neu  
Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 
 

Im Rahmen der Bemühungen um eine verbesserte Notfallversorgung im Bezirk 

Völkermarkt wurde eine Petition zur Evaluierung eines neuen Standortes für eine Rot 

Kreuz Einsatzstelle auf der südlichen Drauseite eingebracht. Ein möglicher Standort, 

der in Erwägung gezogen wird, ist der ehemalige ÖBB-Info-Point in Kühnsdorf.  Es 

bestehen jedoch Bedenken, dass dieser Standort für die betroffenen Gemeinden keine 

signifikante Verbesserung der Erreichbarkeit und Versorgung mit sich bringen würde.  

Antrag: 

 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge die Weiterführung und Umsetzung der mit 01.01.2025 für die Gemeinde 

kostenfreien Pflegenahversorgung in der Gemeinde (Pflegekoordination / 

Community Nursing, Stärkung des Ehrenamtes – Altern im Mittelpunkt) 

beschließen. 
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Die Petition fordert eine umfassende Evaluierung, um den optimalen Standort für die 

neue Einsatzstelle zu finden. Es sollten die geographische Lage, die optimale 

Erreichbarkeit in Notfällen sowie eine Reduktion der Fahrtzeiten berücksichtigt 

werden, um eine faire und flächendeckende Versorgung zu gewährleisten. 

Diese Initiative sollte von unserer Gemeinde unterstützt werden und zielt darauf ab, 

die bestmögliche Versorgung für alle betroffenen Gemeinden sicherzustellen. 

 

 

An das 

Österreichische Rote Kreuz 

Landesverband Kärnten 

Grete Bittner Straße 9 

9020 Klagenfurt      Bad Eisenkappel, im Dezember 2024 

 

Petition: „Evaluierung eines neuen Standortes für eine Rot Kreuz Einsatzstelle im Bezirk     

                 Völkermarkt (südliche Drauseite)“ 

 

Sehr geehrte Mitglieder des Landesverbandsausschusses des Roten Kreuzes Kärnten, 

in den letzten Wochen konnten wir mehrmals aus den Medien entnehmen, dass es von Seiten des 

Roten Kreuzes angedacht ist, auf der südlichen Drauseite eine zusätzliche Rot Kreuz Einsatzstelle zu 

errichten. Diese Bestrebungen bzw. Überlegungen begrüßen wir sehr. 

Des Weiteren konnten wir aus den Medien erfahren, dass ein möglicher Standort in Kühnsdorf (ehem. 

ÖBB Info-Point) angedacht ist. Als Vertreter der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach möchten wir zu 

bedenken geben, dass sich mit diesem geplanten Standort für unsere Gemeinde und auch für die 

Nachbargemeinden keine wesentliche Verbesserung ergeben wird, da sich die Entfernung und die 

Fahrzeit nur unwesentlich verringern würde. 

Wir ersuchen daher das Rote Kreuz Kärnten, eine umfassende Evaluierung durchzuführen, um 

den optimalen Standort für eine neue Rot Kreuz Einsatzstelle auf der südlichen Drauseite des 

Bezirks Völkermarkt zu bestimmen. Es ist essenziell, dass dieser Standort so gewählt wird, dass 

möglichst alle betroffenen Gemeinden von einer verbesserten Versorgung profitieren. 

Zielsetzung: 

• Objektivität: Die Evaluierung soll objektiv und unter Einbezug neutraler Kriterien wie 

geographischer Lage, Erreichbarkeit, Bevölkerungsdichte sowie der aktuellen 

Versorgungsstruktur erfolgen. 

• Gleichberechtigung: Jede Gemeinde auf der südlichen Drauseite soll bestmöglich 

berücksichtigt werden, um eine faire und flächendeckende Versorgung zu gewährleisten. 

• Notwendigkeit: Eine Reduktion der Fahrzeiten und eine optimierte Erreichbarkeit von 

Notfällen sind zentrale Ziele. 

Antrag: 
 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge nachstehende Petition zur Evaluierung eines neuen Standortes für die Rot 

Kreuz Einsatzstelle im Bezirk Völkermarkt unterzeichnen. 
 



 

Niederschrift der GR-Sitzung v. 20.12.2024                                              43 

 

Für den Gemeinderat: 

 
 

Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk. 

Vorschlag zur Vorgehensweise: 

Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach ist bereit, aktiv an diesem Prozess mitzuwirken und 

unterstützt die Bemühungen, eine nachhaltige Lösung zu finden. 

Wir bedanken uns im Voraus für Ihre Aufmerksamkeit und Ihre Bemühungen in dieser wichtigen 

Angelegenheit. Wir sind überzeugt, dass das Rote Kreuz Kärnten gemeinsam mit den Gemeinden eine 

optimale Lösung finden wird, die allen Bürgerinnen und Bürgern zugutekommt. 

 

 

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 

TOP 12 Personalangelegenheiten:  
Berichterstatterin: Bgmin Elisabeth Lobnik, Bakk 

 

Nichtöffentlicher Teil der Sitzung! 

 

 

 
 

Zum Abschluss der Sitzung sprechen alle Fraktionen den Bediensteten ihren Dank aus 

und bitten die Bürgermeisterin Weihnachtswünsche bei der anschließenden 

Weihnachtsfeier zu überbringen. 
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